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98. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens betreffend Auskünfte über
ausländisches Recht

99. Kundmachung: Geltungsbereich des Zusatzprotokolls zum Europäischen Übereinkommen betref-
fend Auskünfte über ausländisches Recht

100. Beschluß Nr. 1/90 des Gemischten Ausschusses EWG/EFTA „Gemeinsames Versandverfahren" zur
Änderung der Anlagen I und II des Übereinkommens vom 20. Mai 1987 über ein
gemeinsames Versandverfahren

101. Vereinbarung gemäß Art. 1 Abs. 3 des Abkommens zwischen der Republik Österreich und der
Bundesrepublik Deutschland über Erleichterungen der Grenzabfertigung im
Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr in der Fassung der Änderungsabkommen
für die Errichtung vorgeschobener deutscher und österreichischer Grenzdienststellen
am Grenzübergang Niederstaufen/Hohenweiler

97. Kundmachung des Bundeskanzlers betref-
fend den Geltungsbereich des Übereinkom-
mens über die gegenseitige Anerkennung der

Beschußzeichen für Handfeuerwaffen

Nach Mitteilung der belgischen Regierung hat
die Bundesrepublik Deutschland das Übereinkom-
men über die gegenseitige Anerkennung von
Beschußzeichen für Handfeuerwaffen (BGBl.
Nr. 269/1971, letzte Kundmachung des Geltungbe-
reiches BGBl. Nr. 160/1986) für die ehemalige
Deutsche Demokratische Republik am 23. Novem-
ber 1990 gekündigt und die Anwendung des
Übereinkommens auf das Gebiet der ehemaligen
Deutschen Demokratischen Republik erstreckt.

Vranitzky

98. Kundmachung des Bundeskanzlers betref-
fend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens betreffend Auskünfte über

ausländisches Recht

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates hat Bulgarien am 31. Jänner 1991 seine
Beitrittsurkunde zum Europäischen Übereinkom-
men betreffend Auskünfte über ausländisches Recht
(BGBl. Nr. 417/1971, letzte Kundmachung des
Geltungsbereiches BGBl. Nr. 529/1990) hinterlegt.

Vranitzky

99. Kundmachung des Bundeskanzlers betref-
fend den Geltungsbereich des Zusatzprotokolls
zum Europäischen Übereinkommen betreffend

Auskünfte über ausländisches Recht

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates hat Bulgarien am 31. Jänner 1991 seine
Beitrittsurkunde zum Zusatzprotokoll zum
Europäischen Übereinkommen betreffend Aus-
künfte über ausländisches Recht (BGBl.
Nr. 179/1980, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 530/1990) hinterlegt.

Vranitzky

100.

BESCHLUSS NR. 1/90

DES GEMISCHTEN AUSSCHUSSES
EWG/EFTA „GEMEINSAMES VERSAND-
VERFAHREN" ZUR ÄNDERUNG DER
ANLAGEN I UND II DES ÜBEREINKOM-
MENS VOM 20. MAI 1987 ÜBER EIN
GEMEINSAMES VERSANDVERFAHREN

DER GEMISCHTE AUSSCHUSS -
gestützt auf das Übereinkommen vom 20. Mai

1987 *) über ein gemeinsames Versandverfahren,
insbesondere auf Artikel 15 Absatz 3 Buchstabe a,

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 632/1987
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in Erwägung nachstehender Gründe:

Anlage I des Übereinkommens enthält insbeson-
dere Bestimmungen, die vorschreiben, daß der
Beförderer einen Grenzübergangsschein bei jeder
Grenzübergangsstelle abzugeben hat;

Die Bestimmungen in der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft wurden kürzlich geändert, um
die Verpflichtung zur Abgabe des Grenzübergangs-
scheins beim Überschreiten einer Binnengrenze der
Gemeinschaft abzuschaffen, in diesem Sinne ist
folglich die Anlage I des Übereinkommens anzupas-
sen;

Anlage II des Übereinkommens enthält unter
anderem spezifische Bestimmungen über das
gemeinsame Versandverfahren für die Beförderun-
gen mit der Eisenbahn sowie Bestimmungen über
das Versandpapier zum Nachweis des Gemein-
schaftscharakters von Waren, die nicht im T2-Ver-
fahren versandt werden;

Aus Gründen der Entwicklung des kombinierten
Verkehrs Schiene — Straße und zu seiner
Unterstützung ist es in Übereinstimmung mit der
Eisenbahn erforderlich, die Haftung für die
Entrichtung der Zölle und anderen Abgaben in
bestimmten Fällen für diese Beförderungsart vorzu-
sehen;

Es hat sich als sinnvoll erwiesen, den Nachweis
des Gemeinschaftscharakters von Waren angesichts
der fortgeschrittenen Verwirklichung des Binnen-
marktes durch die Verwendung von Handelsdoku-
menten zu vereinfachen —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Die Anlage I des Übereinkommens wird wie folgt
geändert:

1. Artikel 22 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Der Beförderer hat einen Grenzübergangs-
schein nur abzugeben bei:

a) jeder Eingangszollstelle an der Grenze
zwischen zwei Vertragsparteien;

b) jeder Ausgangszollstelle einer Vertragspartei,
wenn die Sendung das Zollgebiet dieser
Vertragspartei während des Versandverfah-
rens über die Grenze zwischen der Vertrags-
partei und einem Drittland verläßt;

c) jeder Eingangszollstelle einer Vertragspartei,
wenn die Waren über das Zollgebiet eines
Drittlandes befördert worden sind.

Das Muster des Grenzübergangsscheins ist in
Anlage II festgelegt."

2. Artikel 22 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Erfolgt die Beförderung entsprechend
Artikel 19 Absatz 2 über eine andere als im

Versandschein T 1 angegebene Grenzübergangs-
stelle, so übersendet diese benutzte Zollstelle den
Grenzübergangsschein unverzüglich der im Ver-
sandschein angegebenen Grenzübergangsstelle.

Befindet sich die im Rahmen eines gemeinschaft-
lichen Versandverfahrens zwischen zwei Mitglied-
staaten der Gemeinschaft benutzte Grenzüber-
gangsstelle in einem EFTA-Land, so hat diese
Zollstelle den Grenzübergangsschein aufzubewah-
ren."

3. Artikel 36 Absatz 2 Buchstabe d erhält fol-
gende Fassung:

,,d) wenn die Sendung der Bestimmungszollstelle
nicht gestellt worden ist: in der letzten
Vertragspartei, in deren Zollgebiet das
Beförderungsmittel oder die Waren zuletzt
nachweislich auf Grund der Grenzübergangs-
scheine gelangt sind;"

4. Nach Artikel 36 wird folgender Satz nach
Absatz 2 eingefügt:

„(3) (Der vorstehende Artikel enthält keinen
Absatz 3)"

5. Artikel 42 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Ist nach Artikel 22 Absatz 1 weiterhin ein
Grenzübergangsschein abzugeben, so ersetzen die
Anschreibungen der Eisenbahnen die Grenzüber-
gangsscheine."

Artikel 2

Die Anlage II des Übereinkommens wird wie
folgt geändert:

1. In Artikel 1 ist Absatz 7, erster Unterabsatz,
durch folgenden Text zu ersetzen:

„Unbeschadet der Bestimmungen von Artikel 96 a
wird das Papier, das als Nachweis für den
Gemeinschaftscharakter der Waren dient — „Ver-
sandpapier T2L" genannt —, auf einem dem
Exemplar Nr. 4 des Vordruckmusters im Anhang I
zu Anlage III oder dem Exemplar Nr. 4/5 des
Vordruckmusters im Anhang II zu Anlage III
entsprechenden Vordruck ausgestellt."

2. Der nachstehende Text wird nach Artikel 11
eingefügt:

„Artikel 11 a (Diese Anlage enthält keinen Artikel
11 a).

Nachweis der ordnungsgemäßen Durchführung

Artikel 11 b

Der Nachweis der ordnungsgemäßen Durchfüh-
rung des Versandverfahrens wird gemäß Artikel 36
Absatz 2 Buchstabe d der Anlage I bei den zuständi-
gen Behörden erbracht:
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a) durch Vorlage eines von den Zollstellen
bescheinigten Dokuments aus dem hervor-
geht, daß die betreffenden Waren bei der
Bestimmungszollstelle oder in Anwendung
von Artikel 71 beim zugelassenen Empfänger
gestellt wurden. Dieses Dokument muß
Angaben zur Identifizierung der Waren
enthalten, oder

b) durch Vorlage eines von einem Drittland
ausgestellten Zolldokuments der Abfertigung
zum freien Verkehr oder einer Abschrift oder
Fotokopie dieses Papiers; diese Abschrift oder
Fotokopie muß entweder von der Stelle, die
das Original abgezeichnet hat, einer Behörde
des betreffenden Drittlandes oder von einer
Behörde eines Mitgliedstaats beglaubigt sein.
Dieses Dokument muß Angaben zur Identifi-
zierung der Waren enthalten."

3. Nach Artikel 61 sind der nachstehende
Untertitel und Artikel 61 a einzufügen:

„Kombinierter Verkehr Schiene — Straße

Artikel 61 a

Wird eine im kombinierten Verkehr Schiene —
Straße unter Verwendung eines oder mehrerer
gemeinschaftlicher/gemeinsamer Versandpapiere
beförderte Warensendung von der Eisenbahn in
einem Bahnhof übernommen und auf Eisenbahnwa-
gen weiterbefördert, so haften die Eisenbahnverwal-
tungen für die Entrichtung der Zölle und anderen
Abgaben, wenn im Verlauf des Schienentransports
Zuwiderhandlungen begangen werden, soweit in
dem Land, in dem die Zuwiderhandlung begangen
bzw. vermutlich begangen worden ist, keine gültige
Sicherheitsleistung besteht und insofern, als die
Beträge vom Hauptverpflichteten oder seinem
Bürgen nicht erlangt werden können."

4. Nach Artikel 96 wird Kapitel III mit den
nachstehenden Artikeln 96 a und 96 b eingefügt:

„Kapitel III: Zulassung anderer Papiere für das
Versandpapier T2L

Artikel 96 a

(1) Unbeschadet der in Artikel 82 Absätze 3 und 4
und 83 vorgesehenen Voraussetzungen ist der
Nachweis des Gemeinschaftscharakters von Waren
gemäß den Bedingungen dieses Artikels durch
Vorlage einer Rechnung oder eines Beförderungs-
papiers zu erbringen.

(2) Die in Absatz 1 genannte Rechnung oder das
Beförderungspapier muß mindestens den Namen
und die vollständige Anschrift des Versenders/Aus-
führers oder des Anmelders, wenn dieser nicht der
Versender/Ausführer ist, die Anzahl, Art, Zeichen
und Nummern der Packstücke, die Warenbezeich-

nung, die Bruttomasse in Kilogramm sowie
gegebenenfalls die Container-Nr. enthalten.

Der Anmelder hat deutlich sichtbar in der
Rechnung oder dem Beförderungspapier die mit
seiner Unterschrift versehene Kurzbezeichnung
T2L einzutragen.

(3) Will der Beteiligte die Vorschriften dieses
Artikels in Anspruch nehmen, so ist die Rechnung
oder das Beförderungspapier vom Beteiligten
vollständig auszufüllen, zu unterzeichnen und auf
seinen Antrag von der zuständigen Zollstelle des
Abgangslandes mit einem Sichtvermerk zu versehen.
Dieser Sichtvermerk hat die in Artikel 84 Absatz 2
Buchstabe a genannten Angaben zu enthalten.

(4) Die Bestimmungen des vorliegenden Artikels
sind nur anwendbar, wenn die Rechnung oder das
Beförderungspapier nur Gemeinschaftswaren um-
faßt.

(5) Im Sinne dieses Übereinkommens gilt die
Rechnung oder das Beförderungspapier als Ver-
sandpapier T2L, wenn sie den Bedingungen und
Vorschriften der Absätze 2 bis 4 entspricht.

(6) Im Sinne von Artikel 9 Absatz 4 des
Übereinkommens kann die Zollstelle eines EFTA-
Landes für Waren, die in das Zollgebiet mit einer als
Versandpapier T2L geltenden Rechnung oder
einem Beförderungspapier gelangen, den für diese
Waren ausgestellten Versandpapieren T2 oder T2L
eine beglaubigte Kopie oder Fotokopie dieser
Rechnung oder dieses Beförderungspapiers beifü-
gen.

Artikel 96 b

Für den zugelassenen Versender nach Artikel 89
sind die Bestimmungen des Kapitels II entsprechend
auf die Rechnung oder das Beförderungspapier als
Nachweis des Gemeinschaftscharakters der Waren
anwendbar, wie in Artikel 96 a Absätze 1, 2 und 4
vorgesehen."

Artikel 3

Der vorstehende Beschluß tritt am 1. März 1991
in Kraft.

Geschehen zu Brüssel am 13. Dezember 1990.

Für den Gemischten Ausschuß:
Der Vorsitzende:

P. Wilmott

Vranitzky
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1 0 1 . Vereinbarung gemäß Art. 1 Abs. 3 des
Abkommens zwischen der Republik Österreich
und der Bundesrepublik Deutschland über
Erleichterungen der Grenzabfertigung im
Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr idF
der Änderungsabkommen vom 21. Jänner 1975
und 16. September 1977 für die Errichtung
vorgeschobener deutscher und österreichischer
Grenzdienststellen am Grenzübergang Nieder-

staufen/Hohenweiler

AUSWÄRTIGES AMT
510-511.13/3 OST

V e r b a l n o t e

Das Auswärtige Amt beehrt sich, der Österreichi-
schen Botschaft mitzuteilen, daß die für die
Grenzabfertigung zuständigen obersten Bundesbe-
hörden der Bundesrepublik Deutschland in Ausfüh-
rung von Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955 zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Republik Österreich über
Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr *) in der
Fassung der Änderungsabkommen vom 21. Januar
1975**) und 16. September 1977***) für die
Errichtung vorgeschobener deutscher und österrei-
chischer Grenzdienststellen am Grenzübergang
Niederstaufen/Hohenweiler folgende Vereinba-
rung vorschlagen:

Artikel 1

Am Grenzübergang Niederstaufen/Hohenweiler
werden auf österreichischem Gebiet vorgeschobene
deutsche Grenzdienststellen und auf deutschem
Gebiet vorgeschobene österreichische Grenzdienst-
stellen errichtet.

Artikel 2

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4
Absatz 6 des Abkommens vom 14. September 1955
in der Fassung der Änderungsabkommen von 1975
und 1977 umfaßt die von den Bediensteten beider
Staaten gemeinsam benutzten Flächen, Anlagen und
Räume, und zwar

a) auf deutschem Gebiet
— die Staatsstraße 2002 auf einer Länge von

48 m (gemessen auf der Straßenachse und
beginnend an der gemeinsamen Grenze)
einschließlich eines Seitenstreifens auf der
östlichen Seite mit einer Breite von 4 m,
beginnend am Ende der Brücke;

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 240/1957
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 331/1979

***) Kundgemacht in BGBl. Nr. 332/1979

— die Flächen zwischen der Front des
Dienstgebäudes und der Straße;

— den Abfertigungskiosk, soweit er auf
deutschem Gebiet liegt;

b) auf österreichischem Gebiet
— die Landstraße Nummer 1 auf einer Länge

von 42 m (gemessen auf der Straßenachse
und beginnend an der gemeinsamen
Grenze) einschließlich eines Seitenstrei-
fens auf der westlichen Seite mit einer
Breite von 4 m, beginnend an der
Südostecke des Dienstgebäudes;

— die Flächen zwischen der Front des
Dienstgebäudes und der Straße;

— den Abfertigungskiosk, soweit er auf
österreichischem Gebiet liegt.

Das Auswärtige Amt beehrt sich vorzuschlagen,
daß durch den Austausch dieser Verbalnote und der
Antwortnote der Österreichischen Botschaft die
vorstehende Regelung eine Vereinbarung im Sinne
des Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955 in der Fassung der Änderungs-
abkommen von 1975 und 1977 bildet, die am
1. April 1991 in Kraft tritt und die schriftlich auf
diplomatischem Wege unter Einhaltung einer Frist
von sechs Monaten je auf den ersten Tag eines
Monats gekündigt werden kann.

Das Auswärtige Amt benutzt diesen Anlaß, die
Österreichische Botschaft erneut seiner ausgezeich-
neten Hochachtung zu versichern.

Bonn, den 23. Januar 1991

L. S.

An die
Botschaft der
Republik Österreich

ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT
Zl. 42.40.23/17-A/90

D-5300 Bonn 1,
Johanniterstraße 2

Verbalnote

Die Österreichische Botschaft beehrt sich, dem
Auswärtigen Amt den Empfang seiner Verbalnote
vom 23.01.1991 — 510-511.13/3 OST — zu
bestätigen, deren Text wie folgt lautet:

„Das Auswärtige Amt beehrt sich, (es folgt
der weitere Text der Eröffnungsnote) erneut
seiner ausgezeichneten Hochachtung zu versi-
chern."
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Die Botschaft beehrt sich, dem Auswärtigen Amt
mitzuteilen, daß die Österreichische Bundesregie-
rung damit einverstanden ist, daß die vorgeschla-
gene Regelung durch den Austausch der Verbal-
note des Auswärtigen Amtes und dieser Antwort-
note eine Vereinbarung im Sinne des Artikels 1
Absatz 3 des Abkommens vom 14. September 1955
in der Fassung der Änderungsabkommen von 1975
und 1977 bildet, die am 1. April 1991 in Kraft tritt
und die schriftlich auf diplomatischem Wege unter
Einhaltung einer Frist von sechs Monaten je auf
den ersten Tag eines Monats gekündigt werden
kann.

Die Österreichische Botschaft benützt gerne auch
diesen Anlaß, dem Auswärtigen Amt den Ausdruck
ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu erneuern.

Bonn, den 25. Januar 1991

L. S.

An das
Auswärtige Amt

Bonn

Vranitzky
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